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0751515013
Stadt Sinsheim
Bebauungsplan ,,Zwischen den Holzern” in Sinsheim, Stadtteil Steinsfurt

1 Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Artder baulichen Nutzung

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO)

Zulassig sind:
=  Wohngebaude.
Ausnahmsweise zuldssig sind:

=  Die der Versorgung des Gebietes dienende Ldden und Schank- und Speisewirtschaften sowie
sonstige nicht stérende Handwerksbetriebe.
=  Anlagen flr soziale Zwecke.

Unzuldssig sind:

=  Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

=  Sonstige Gewerbebetriebe.

= Anlagen fir kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
=  Anlagen fiir Verwaltungen.

=  Gartenbaubetriebe.

=  Tankstellen.

1.2 MaR der baulichen Nutzung
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGBi. V. m. §§ 16 - 21 a BauNVO)

1.2.1 Grundflachenzahl (GRZ)

Die Grundflichenzahl (GRZ) betrégt 0,3. Eine Uberschreitung der GRZ gemaR § 19 Abs. 4 BauNVO
ist zulassig.

1.2.2 Traufhohe, Gebaudehohe

Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind grundstilicksbezogene Bezugshbhen festgesetzt.
Diese dienen der Bemessung der maximalen Trauf- und Gebdaudehohen.

Die maximale Traufhdhe, gemessen von der im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festge-
setzten Bezugshohe bis zum Schnittpunkt der AuRenwand mit der Dachhaut, betragt 6,0 m.
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Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind grundstücksbezogene Bezugshöhen festgesetzt.

Diese dienen der Bemessung der maximalen Trauf- und Gebäudehöhen.
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Die maximale Gebdaudehohe, gemessen von der im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes fest-
gesetzten Bezugshohe bis zum hdchsten Punkt der Dachhaut, betrdgt 8,50 m.

Fiir Gebdude mit Pultdach oder Flachdach bemisst sich die Gebaudehdhe von der festgesetzten
Bezugshohe bis zum hdchsten Punkt der Dachhaut bzw. Oberkante Attika. Sie betragt 7,50 m.

Schemaschnitt

1.3 Nebenanlagen
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 BauNVO)

Nebenanlagen gemall § 14 BauNVO sind - soweit als Gebdude vorgesehen - je Baugrundsttick bis
zu einer Gesamtkubatur von 40 m3 auch auRerhalb der Giberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.
Anlagen fir die Kleintierhaltung sind allgemein von der Zulassigkeit ausgeschlossen. Bei der Errich-
tung von Nebenanlagen sind die Regelungen zu Abstandsflachen gemal § 5 ff LBO zu beachten.

Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizitdt, Gas, Warme, Wasser sowie zur Ableitung von
Abwasser und zur Entsorgung von Hausmdill dienenden Nebenanlagen kénnen ausnahmsweise zu-
gelassen werden, auch soweit im Bebauungsplan keine gesonderten Flachen festgesetzt sind.

1.4 Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

Festgesetzt ist eine abweichende Bauweise. Zuldssig sind ausschliefRlich Einzelhduser bis maximal

15 m Gebaudeldnge sowie Doppelhduser mit maximal 18 m Gebaudelange.

1.5 Garagen, Stellpldtze und liberdachte Stellpldtze (Carports)
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

Garagen, Carports und offene Stellplatze sind auch auflerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflache

zulassig.

Von o6ffentlichen Verkehrsflachen ist mit Garagen und Carports ein Mindestabstand von 3,0 m ein-

zuhalten.

1.6 Zahl der Wohnungen
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Je Einzelhaus sowie je Doppelhaushalfte sind maximal zwei Wohnungen zulassig.
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1.7 Von Bebauung freizuhaltende Flachen

Auf den von Bebauung freizuhaltenden Flachen ist die Errichtung von Haupt- wie auch Nebenge-
bauden und Garagen unzulassig. Bei anderen Veranderungen der Gelandeoberflache ist Ziffer 1.8.5
zu beachten.

1.8 Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.8.1 Baufeldrdumung

Die Baufeldraumung ist auBerhalb der Brutzeit, d.h. zwischen dem 01.10. und dem 15.02,,
durchzufiihren. Sollte absehbar sein, dass die Baufeldraumung in die Brutzeit fallt, ist das Baufeld
vor Beginn der Brutperiode so zu gestalten, dass die Flache zum Zeitpunkt des Eingriffs keine
Brutmoglichkeiten fir Feldlerchen bietet und keine Feldlerchenbrutpaare aufweist. Hierzu sind mit
Beginn der Reviergriindungsphase ab Mitte Februar bis zum Ende der Brutzeit Anfang September
VergramungsmalBnahmen durchzufiihren. Ihre Aufrechterhaltung ist Gber den gesamten Zeitraum
zu gewahrleisten. Eine Moglichkeit zur Vergramung stellt z.B. das Zick-Zack-Stellen von Flatterband
oder konstante Mahd der Flache dar.

1.8.2 Beleuchtung

Die Beleuchtung von Strallenrdumen hat mit Leuchtmitteln mit geringer Lockwirkung auf Insekten
und Fledermause zu erfolgen (Natrium-Hochdrucklampen, LED o. &.). Eine dauerhafte Beleuchtung
der riickwartigen Gartenbereiche ist unzuldssig.

1.8.3 MaBnahmenflichen M1/M2 - Randmulde/Randeingriinung

In den gekennzeichneten Flachen (M1) entlang des siidlichen und 6stlichen Gebietsrandes ist auf
den privaten Baugrundstiicken eine flache Mulde mit nachgeschaltetem, niedrigem Wall zur Ablei-
tung von Oberflaichenwasser/ Hangwasser herzustellen. Der Muldenbereich ist von jeglicher Be-
bauung oder Bepflanzung freizuhalten. Die Mulde ist dauerhaft funktionstiichtig zuhalten. Ablage-
rungen oder bauliche Anlagen sind unzulassig.

Auf dem Wall ist eine geschlossene Hecke aus standortgerechten, heimischen Strauchern anzule-
gen und dauerhaft zu unterhalten. Die beiliegende Pflanzenliste enthalt Vorschlage fiir geeignete
Pflanzen. Je 2,5 m? Pflanzflache ist mindestens ein Strauch (Pflanzqualitat: 60 — 100 cm, 2x ver-
pflanzt) vorzusehen. Der Anteil an Dornstrauchern muss mind. 1/3 betragen (siehe Kennzeichnung
in Pflanzenliste).
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1.7 Von Bebauung freizuhaltende Flächen

Auf den von Bebauung freizuhaltenden Flächen ist die Errichtung von Haupt- wie auch Nebengebäuden

und Garagen unzulässig. Bei anderen Veränderungen der Geländeoberfläche ist Ziffer 1.8.5

zu beachten.
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Bild 1: Schemaschnitt mit Wall- und Muldenbereich (MaBnahmenflache 1 und 2)

1.8.4 MaRnahmenflachen M3 - Regenriickhaltebecken

In den gekennzeichneten Flachen (M3) ist ein Regenriickhaltebecken mit gedrosseltem Abfluss an-
zulegen. Das Regenriickhaltebecken ist entsprechend der Standortbedingungen mit einer Krauter-
Gras-Mischung aus sliddeutscher Herkunft fiir feuchte bis nasse Standorte oder fiir trocken bis fri-
sche Standorte zu begriinen und dauerhaft zu pflegen.

Das Regenriickhaltebecken ist zu umzdunen und von jeglicher Bebauung mit Ausnahme von tech-
nisch erforderlichen Anlagen freizuhalten. Die Anlage von Fahrspuren zur Wartung und Pflege der
Rickhaltebecken ist zulassig.

1.8.5 MaRnahmen zum Schutz des Grundwassers

Bauliche MaRnahmen, welche die Deckschichten liber dem Grundwasserleiter auf weniger als
1,50 m verringern oder durchstofRen (z. B. Abgrabungen, Griindungen, Unterkellerungen, Erdson-
den) sind unzulassig (,,Deckschichtkriterium®).

Sofern eine Unterschreitung der Mindestiiberdeckung mit Kanal- und Versorgungsleitungen nicht
ausgeschlossen werden kann, sind besondere Vorkehrungen zum Schutz des Grundwassers zu tref-
fen.

1.9 MaRnahmen zur Nutzung von Strom, Warme oder Kilte aus erneuerbaren Ener-
gien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB)

Die Gewinnung von Erdwarme Uber Sonden ist unzulassig.

1.10 Pflanzgebote
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Auf jedem Baugrundstiick ist seitens des jeweiligen Eigentlimers mindestens ein standortgerechter
Laub- oder Obstbdume anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Bepflanzung ist im Freifla-
chenplan zum Bauantrag darzustellen. Der Vollzug ist spatestens eine Vegetationsperiode nach Auf-
nahme der Gebdudenutzung der Baurechtsbehérde unaufgefordert nachzuweisen.
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1.8.5 Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers

Bauliche Maßnahmen, welche die Deckschichten über dem Grundwasserleiter auf weniger als

1,50 m verringern oder durchstoßen (z. B. Abgrabungen, Gründungen, Unterkellerungen, Erdsonden)

sind unzulässig („Deckschichtkriterium“).

Sofern eine Unterschreitung der Mindestüberdeckung mit Kanal- und Versorgungsleitungen nicht

ausgeschlossen werden kann, sind besondere Vorkehrungen zum Schutz des Grundwassers zu treffen.
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Die Bepflanzung ist im Freiflächenplan

zum Bauantrag darzustellen. Der Vollzug ist spätestens eine Vegetationsperiode nach Aufnahme

der Gebäudenutzung der Baurechtsbehörde unaufgefordert nachzuweisen.
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1.11 Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Der im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes eingetragene Bereich entlang der Kreisstralie
K 4182 ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Bei Abgang sind die Gehdlzstrukturen durch Ersatzpflanzungen gemaR Pflanzenliste (Anhang) zu
ersetzen.
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2 Ortliche Bauvorschriften

2.1 AuRere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2.1.1 Fassadengestaltung

Die Verwendung von grell leuchtenden oder reflektierenden Farben bzw. Materialien ist unzuldssig.
AulRenwdande sind zu verputzen oder zu verschalen. Wandverkleidungen aus Metall, Glas oder
Kunststoff sind unzulassig.

2.1.2 Dacher

Als Dachform sind gleichseitig geneigte Satteldacher, Walmdacher, Pultdacher sowie Flachdacher
zulassig. Die maximale Dachneigung betragt fiir Satteldacher und Walmdacher 20 bis 40 Grad, fiir
»reine” Pultdacher 10 bis 20 Grad.

Doppelhauser sind mit Satteldach und einer Dachneigung von 35 Grad zu errichten. Hiervon kann
abgewichen werden, wenn gewahrleistet ist, dass Doppelhduser in Dachform, -neigung, -héhe und
-ausrichtung libereinstimmen.

Die Dachdeckung hat mit nicht reflektierenden Dachziegeln oder -steinen in gedeckten Farbtdnen
zu erfolgen. In untergeordnetem Mald (bis 25 % der Dachfldche) sind auch Metallbleche oder Glas
zuldssig. Dacher unter 20 Grad Dachneigung dirfen auch vollstandig mit Metalldeckungen ausge-
fihrt werden. Unbeschichtete Metalldeckungen aus Zink, Kupfer oder Blei sind unzuldssig. Flach-
dacher bis 10 Grad Dachneigung sind - soweit nicht als Terrasse genutzt - zwingend mindestens
extensiv zu begriinen. Darliber hinaus sind Dachbegriinungen allgemein zulassig. Eine Mindestsub-
stratdicke von 10 cm ist zu beachten.

Anlagen zur fotovoltaischen und thermischen Solarnutzung auf oder innerhalb der Dachhaut sind
allgemein zuldssig. Eine Aufstanderung ist nur auf Flachdachern bis 1,0 m Hohe zulassig.

2.1.3 Dachaufbauten, Zwerchbauten

Dachgauben sind unter folgenden Voraussetzungen zuladssig:

=  Einzelne Gauben je Dachseite bis 1/3, Summe aller Gauben je Seite nicht mehr als 1/2 der
Gebaudeladnge.

=  Mindestabstand zum Ortgang 2,0 m (in Dachebene gemessen).

=  Mindestabstand zum hochsten Punkt der Dachhaut 1,0 m (in Dachebene gemessen).

=  Mindestens zwei durchgehende Ziegelreihen zwischen Traufe und Unterkante Dachgaube.

Dacherker, Zwerchhauser und Nebengiebel sind unter folgenden Voraussetzungen zulassig:
= Breite nicht mehr als 1/2 der Gebiudeldnge.

Insgesamt muss die Dachfldche auf mind. 1/3 der Geb&udeldnge von Dachaufbauten, Zwerchbau-
ten, Nebengiebeln o. a. freigehalten werden.
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Flachdächer

bis 10 Grad Dachneigung sind - soweit nicht als Terrasse genutzt - zwingend mindestens

extensiv zu begrünen. Darüber hinaus sind Dachbegrünungen allgemein zulässig. Eine Mindestsubstratdicke

von 10 cm ist zu beachten.
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2.2 Werbeanlagen
(8§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Werbeanlagen sind ausschlieSlich an der Statte der Leistung im Erdgeschossbereich von Gebaude-
fassaden zulassig. Die Ansichtsfliche darf 1,0 m? nicht Giberschreiten. Pro Baugrundstiick ist nur
eine Werbeanlage zulassig.

2.3 Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Zu offentlichen Verkehrsflachen sind Einfriedungen nur bis zu einer Hohe von max. 1,20 m zulassig.
Immergriine Hecken aus Nadelgehdlz (Thuja) sind unzulassig.

Gegenliber landwirtschaftlichen Flachen ist mit Einfriedungen ein Abstand von mind. 0,50 m einzu-
halten.

2.4 Gestaltung der unbebauten Fldchen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Unbebaute Flachen bebauter Grundstlicke, sofern nicht fiir Stellplatze, Zufahrten oder Terrassen
genutzt, sind gartnerisch anzulegen und Gberwiegend mit gebietsheimischen Baumen, Hecken und
Strauchern zu bepflanzen. Die Anlage von grol¥flachigen Kiesgarten ist unzuldssig.

Offene Stellplatze sowie Zufahrten zu Garagen und Stellplatzen sind mit wasserdurchldssigen Bela-
gen auszufiihren.

2.5 Miillbehélter
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Platze flir Millbehalter sind im Gebadude vorzusehen oder durch geeignete Einfassungen der allge-
meinen Sichtbarkeit zu entziehen.

2.6 Zahl der Stellpldtze
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Je Wohnung sind zwei Pkw-Stellplatze nachzuweisen. Zu einer Wohnung gehorige Stellplatze diir-
fen auch hintereinander angeordnet werden (,Gefangene Stellpldtze®).

2.7 Aufschiittungen und Abgrabungen, Stiitzmauern
(§ 74 Abs. 3 Nr. 3 LBO)

Aufschiittungen und Abgrabungen zur Gelandemodellierung sind - gemessen vom nach der Er-
schlieBung bestehenden Gelandeverlauf - bis insgesamt 1,50 m Hohe zuldssig. Zur Herstellung einer
niveaugleichen Zufahrt/Zuwegung von der ErschlieRungsstraRe auf das Grundstiick konnen aus-
nahmsweise auch Aufschittungen von mehr als 1,50 m zugelassen werden.

Bei Abgrabungen ist Ziffer 1.8.5 der planungsrechtlichen Festsetzungen zu beachten.
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Bei Abgrabungen ist Ziffer 1.8.5 der planungsrechtlichen Festsetzungen zu beachten.
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Die Gelandeverhaltnisse benachbarter Grundstiicke sind aufeinander abzustimmen. Aufschiittun-
gen und Abgrabungen sowie Stiitzmauern zum Nachbargrundstiick sind bis zu einer H6he/Tiefe von
1,0 m, gemessen von der Hohenlage der Grundstiicksgrenze zum Nachbargrundstiick zuldssig. Wei-
tere Stltzmauern bis zu 0,5 m Héhe dirfen zur Terrassierung der B6schung mit einem Mindestab-
stand von 1,0 m errichtet werden. Die maximale Béschungsneigung betragt 1:2. Ausnahmen kon-
nen nur auf Antrag in begriindeten Fallen mit Nachweis der Standsicherheit zugelassen werden.

2.8 Anlagen zur Riickhaltung von Niederschlagswasser
(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO)

Aufgrund der Topografie sowie der anstehenden Bdden ist eine Versickerung von Niederschlags-
wasser in nur geringem Umfang maoglich. Regenwasserzisternen sind zuldssig, diirfen jedoch auf-
grund der geringen Deckschichtmachtigkeit Giber dem Grundgestein an ihrem tiefsten Punkt max.
3 m in den Untergrund eingebunden werden. Maligebend ist das bestehende Gelande nach Ab-
schluss der Erschlieung.
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3 Hinweise

3.1 Abfille

Fallen in dem Planungsgebiet Abfille durch ErdbewegungsmaRnahmen, Rickbauten, Umbauten,
Abbriiche oder Neubauten an, so ist bei deren Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) weiterhin
folgendes zwingend zu beachten:

Fallen bei einer Baumalinahme Bau- und Abbruchabfille in groBen Mengen an, ist vom Bauherrn
ein Entsorgungskonzept zu erstellen und mit dem Umweltamt des Rhein-Neckar-Kreises abzustim-
men. In dem Konzept sind mindestens folgende Angaben aufzunehmen:

=  Abfallart und EAK-Abfallschlissel-Nr. sowie EAK-Abfallbezeichnung

= Uberwachungskategorie

=  Unterscheidung zwischen Abfall zur Verwertung und Abfall zur Beseitigung

=  Abfallmenge

=  Angaben zur Vorabkontrolle

= Abfallbeférderer

=  Abfallentsorger und Entsorgungseinrichtung mit Darlegung der Zulassungen und Entsorgungs-
inhalte

Trennpflicht

Alle bei einer BaumaBBnahme anfallenden Abfalle missen am Entstehungsort grundsatzlich in Ab-
falle zur Verwertung und Abfalle zur Beseitigung getrennt werden. Dazu missen je nach anfallen-
den Abfallarten und -mengen ausreichend Behdltnisse bereitgestellt werden. Abfalle zur Verwer-
tung dirfen nur gemeinsam erfasst werden, wenn eine hochwertige Verwertung gewahrleistet
wird, d. h. die einzelnen Abfille zur Verwertung sich nicht gegenseitig in der Verwertung, z. B. durch
die Ubertragung von Verunreinigungen, behindern; insbesondere diirfen keine Bestandteile von
Abfallen zur Beseitigung enthalten sein.

Der Abfallerzeuger hat die Einhaltung einer ordnungsgemafen Trennung nach den geltenden ge-
setzlichen Vorgaben sicherzustellen; dies gilt auch gegenliber dem Einsammler und Beférderer.

Lagerung

Der Abfallerzeuger hat im Rahmen der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht ausreichende Vorkehrun-
gen zu treffen und jederzeit zu gewahrleisten, die Abfalle entsprechend ihrer Art und Beschaffen-
heit so zu erfassen, zu sammeln, zu be- und entladen, dass die Abfalle auf keinen Fall in unzuladssiger
Weise in die Umwelt gelangen kdnnen. Entsprechend sind die Sammelbehalter, Sammelflachen, die
Art der Transporte und die weiteren Entsorgungsanlagen zu wahlen.

Die Lagerung von Abfillen in nicht geeigneten Behaltern und / oder auf dafiir nicht entsprechend
ausgestalteten Lagerflachen ist nicht zuldssig und damit untersagt.
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Uberwachungsbediirftige Abfille zur Beseitigung, die im Gebiet des Rhein-Neckar-Kreises anfallen,

Abfallentsorgung und Uberlassungspflichten

sind dem Landkreis zu lberlassen und auf dessen Abfallentsorgungsanlage getrennt nach

=  thermisch behandelbaren Abféllen und
=  thermisch nicht behandelbaren Abfallen

anzuliefern.

Uberwachungsbediirftige Abfille zur Beseitigung aus BaumaRnahmen sind nach der derzeit giilti-
gen Abfallwirtschaftssatzung des Rhein-Neckar-Kreis insbesondere nachfolgende Abfallarten:

=  Baustellenabfalle: Stofflich nicht verwertbare, unbelastete Gberwiegend nicht mineralische
Stoffe aus Bautatigkeiten; Restabfalle aus Gebduderenovierungen, Umbaumalnahmen und
Haushalts- und Geschaftsauflosungen, die zum festen Bestandteil eines Gebaudes gehoren.

=  Asbest- und Mineralfaserabfille: Abfille, die festgebundene Asbestfasern enthalten, sowie
nicht verwertbare Mineralwolle aus Glas, Stein oder Schlacken und sonstigen kiinstlichen Mi-
neralfasern.

3.2 Altlasten und Altablagerungen

Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens, des Oberflaichenwassers oder des Grundwas-
sers mit umweltgefahrdenden Stoffen im Zuge der Ausfiihrung von Bauvorhaben bekannt werden,
ist das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis als Wasser-, Abfallrecht- und Bodenschutzbehérde zu infor-

mieren.

3.3 Archdologische Denkmalpflege

Sollten bei der Durchfiihrung vorgesehener Erdarbeiten archaologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gem. § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehorde oder der Stadt
anzuzeigen. Archdologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder
Befunde (Graber, Mauerreste, Brandschichten, auffillige Erdverfarbungen, etc.) sind bis zum Ablauf
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die
Denkmalschutzbehorde mit einer Verkiirzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archéo-
logischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausfiihrende
Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

3.4 Baugrund

Es wird empfohlen, die Gewahrleistung der Standsicherheit auf den Baugrundstiicken durch indivi-
duelle Bodengutachten klaren zu lassen. Auf die Vorgaben der DIN 4020 bzw. der DIN EN 1997-2
wird hierbei verwiesen.
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3.5 Besonnung

Aufgrund der ausgepragten Hanglage kann es auf den Baugrundstiicken im siidlichen Teil des Plan-
gebietes zu einer eingeschrankten Besonnung kommen. Es wird empfohlen, diesen Aspekt bei der
Planung von Gebauden besonders zu berticksichtigen. Hierbei ist auch auf die bereits bestehende
oder zukinftige Bebauung auf den angrenzenden Grundstiicken zu achten.

3.6 Bodenschutz

Bei der Planung und Ausfiihrung von BaumalBnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden
Umgang mit Boden zu achten. Jegliche Bodenbelastung ist auf das unvermeidbare MaR zu reduzie-
ren. Die Hinweise gemal} Heft 10 des Umweltministeriums Baden-Wiirttemberg ,,Erhaltung frucht-
baren und kulturfahigen Bodens bei Flacheninanspruchnahmen” sind zu beachten.

Erdaushub
Nach § 202 BauGB ist der Mutterboden in der Bauphase zu erhalten und zu schiitzen.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlasten bekannt. Sollten bei Aushubarbeiten
auffallige Verfarbungen, ein auffalliger Geruch oder sonstige ungewdhnliche Eigenschaften des
Aushubmaterials festgestellt werden, sind die Arbeiten einzustellen und das Wasserrechtsamt beim
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis unverziiglich zu informieren.

Der (berschissige Bodenaushub ist einer sinnvollen Wiederverwertung zuzufiihren, Dazu ist fir
das Baugebiet eine (iberschlagige Berechnung der Menge des Uiberschiissigen Bodenaushubes an-
zustellen. Bei einer Menge von mehr als 2.000 cbm ist ein Wiederverwertungskonzept zu erstellen
und der unteren Bodenschutzbehorde vorzulegen.

Vor dem Bodenabtrag sind oberirdische Pflanzenteile abzuméahen und zu entfernen. Vor Beginn der
Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis zur Wiederverwendung zu la-
gern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch
Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder (iberlagert werden. Die Vorgaben der
DIN 18915 und der DIN 10731 sind zu beachten.

Mutterboden und humusfreier Erdaushub dirfen nur getrennt und in profilierten und geglatteten
Mieten (Mutterboden max. 3 m hoch) zwischengelagert werden. Uberschiissiger unbelasteter
Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzufihren.

Erdarbeiten diirfen nur bei trockener Witterung und gut abgetrocknetem Boden durchgefiihrt wer-
den. Spéatestens, wenn der Boden eine breiartige Konsistenz aufweist und beim Befahren Spurtiefen
grofler 15 cm auftreten, sind die Arbeiten umgehend solange einzustellen, bis wieder ein tragfahi-
ger Bodenzustand vorherrscht. Zur Verminderung von Bodenverdichtungen sollten nicht zur Uber-
bauung vorgesehene Flachen moglichst nicht befahren werden.

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidbare Bodenbelastungen
(z.B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschrankt bleiben. Bauwege und BaustraRen sollten
nach Moglichkeit nur dort angelegt werden, wo spater befestigte Wege und Platze liegen werden.
Beim Rickbau von Bauwegen muss der gesamte Wegeaufbau bis zum gewachsenen Boden entfernt
und danach der natiirliche Bodenaufbau wiederhergestellt werden. Entstandene Unterbodenver-
dichtungen sind zu lockern.
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Bei den im Rahmen der einzelnen BaumalRnahmen ggf. durchzufiihrenden Befestigungs-, Niveau-

Auffiillungen

ausgleichs-, Verfill- oder AuffillmaBnahmen darf grundsatzlich nur unbelasteter kulturfahiger Bo-
den zur Verwendung kommen.

Sofern andere Materialien zum Einbau vorgesehen sind (z. B. Bauschutt oder Recyclingmaterial), ist
dieser Sachverhalt zwingend mit dem Umweltamt des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis (Boden-,
Wasser- und Abfallrecht) abzustimmen. Das Abstimmungsergebnis ist bei den einzelnen baurecht-
lichen Zulassungsverfahren (Kenntnisgabe- sowie Genehmigungsverfahren) in den Unterlagen zum
Kenntnisgabe- bzw. Genehmigungsverfahren mit darzustellen bzw. diesen beizufligen.

Der Einbau anderer Materialien als unbelasteter kulturfahiger Boden ohne Abstimmung mit dem
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis ist nicht zuldssig.

=  Mitteilung des Umweltministeriums Baden-Wiirttemberg , Vorlaufige Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial" vom 13.04.2004,

=  Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Wirttemberg fiir die Verwertung von
Abfall eingestuftem Bodenmaterial, 14.03.2007 Az. 25-8980.08M20 Land/3.

Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z. B. gartnerische Nutzung) sind die Vor-
sorgewerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung bzw. die Zuordnungswerte 0 (Z 0)
der vorgenannten Verwaltungsvorschrift flir Bodenmaterial einzuhalten.

3.7 Gewaisserschutz

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Wasserschutzgebietes Nr. 226046 Br. Gew. Kantenberg,
Amtsmauer, Kuhschwanz, Briihlquelle Sinsheim. Die Bestimmungen der Rechtverordnung vom
27.05.1979 sind zu beachten.

Maflnahmen, bei denen aufgrund der Griindungstiefe mit Grundwasserfreilegungen zu rechnen ist,
sind unzuldssig. Eine standige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflachenge-
wasser ist unzuldssig. Wird im Zuge der BaumaRnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten,
so sind die Arbeiten, welche zum Anschnitt geflihrt haben, unverziiglich einzustellen sowie die Un-
tere Wasserbehorde zu informieren.

Anfragen zu Grundwasserstdanden kénnen schriftlich, per E-Mail oder per Fax an das Regierungs-
prasidium Karlsruhe gerichtet werden: Regierungsprasidium Karlsruhe, Abteilung 5, Referat 53.2,
Landesbetrieb Gewadsser, Dienstsitz Heidelberg, Waldhofer StraBe 100, 69123 Heidelberg, Tel.:
06221/1375-232.

3.8 Immissionsschutz

Das Plangebiet befindet sich in Angrenzung zu teilweise landwirtschaftlichen Flachen. Mit tempo-
raren Geruchsimmissionen ist daher zu rechnen.
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3.9 Kriminalpravention

An leicht zugadnglichen Gebaudeteilen, wie Tiren und Fenstern im Erdgeschoss oder Kellerbereich,
wird generell die Verwendung von Elementen empfohlen, die einer erhéhten mechanischen Bean-
spruchung standhalten. Einbruchhemmende Tiren und Fenster bieten nach DIN EN 1627-1630 ei-
nen sehr guten Einbruchschutz. Als Grundempfehlung gelten mindestens die Widerstandsklassen
RC 2 und RC 1 N. Ein entsprechender Mindeststandard kann von der Kommune beim Verkauf der
Grundsticke festgelegt werden. Es besteht das individuelle Angebot einer kostenlosen Bauplanbe-
ratung fir private wie auch gewerbliche Objekte durch die Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle.

Fiir die AuRenfassaden von Gebauden wird ein Anstrich mit graffitihemmender Wandfarbe bzw.
einer graffitihemmenden Beschichtung empfohlen.

Die Polizeidirektion Heidelberg, Pravention und Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle stehen fir
Rickfragen und konkrete Vorschlage in der weiteren Planungs- und Bauphase zur Verfligung.

3.10 Starkregenereignisse

Mit Starkregenereignissen (extreme, kaum vorhersagbare und rdumlich begrenzte Niederschlage)
muss gerechnet werden. Untergeschosse bzw. Keller sollten wasserdicht ausgefiihrt, Offnungen
Uberflutungssicher ausgefiihrt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass Schaden durch Starkregenereignisse auch bei entsprechenden
Vorkehrungen nicht ausgeschlossen werden kénnen.

3.11 Telekommunikationslinien

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das ,,Merkblatt (ber Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen” der Forschungsgesellschaft fiir Stralen- und Verkehrswesen, Aus-
gabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Die Kabelschutzanweisung der Telekom
ist ebenfalls zu beachten.
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Hervorheben
3.10 Starkregenereignisse

Mit Starkregenereignissen (extreme, kaum vorhersagbare und räumlich begrenzte Niederschläge)

muss gerechnet werden. Untergeschosse bzw. Keller sollten wasserdicht ausgeführt, Öffnungen

überflutungssicher ausgeführt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass Schäden durch Starkregenereignisse auch bei entsprechenden

Vorkehrungen nicht ausgeschlossen werden können.
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Ausfertigungsvermerk Rechtskraftvermerk

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieses Bebauungspla- Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung vom ...................
nes in der Fassung vom ..........c.c...... mit seinen Festset- tritt dieser Bebauungsplan in der Fassung vom

zungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den .................... in Kraft.

hierzu ergangenen Beschllissen des Gemeinderates
Ubereinstimmt und dass die fiir die Rechtswirksamkeit
maflgebenden Vorschriften beachtet wurden.

Sinsheim, den ......coovvveue.. Sinsheim, den ......coccveneee.

Jorg Albrecht (Oberbirgermeister) Jorg Albrecht (Oberbirgermeister)
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Anhang Pflanzenliste

Straucher
MindestgrélRe 60 bis 100 cm, 2 x verpflanzt

Roter Hartriegel

Hasel

Eingriffliger WeiRdorn [D]
Gewdhnliches Pfaffenhiitchen
Gemeiner Liguster

Schlehe [D]

Faulbaum

Hundsrose [D]

Schwarzer Holunder

Wolliger Schneeball

Baume

lnear

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Euonymus europaeus®)
Ligustrum vulgare*)
Prunus spinosa
Rhamnus frangula

Rosa canina

Sambucus nigra
Viburnum lantana

Hoch-, Halb- oder Niederstamm sowie Buschbaum

Spitzahorn
Feldahorn
Bergahorn
Hainbuche
Rotbuche
Vogelkirsche
Traubeneiche
Speierling
Elsbeere
Winterlinde

Acer platanoides
Acer campestre
Acer pseudoplatanus
Carpinus betulus
Fagus sylvatica
Prunus avium
Quercus petraea
Sorbus domestica
Sorbus torminalis
Tilia cordata

Obstbdume (es sollten alte, ortstypische Sorten bevorzugt werden)

Apfelbaume

Bohnapfel

Danziger Kantapfel
Gelber Boskop
Rheinischer Krummstiel

Birnbdume

Gelbmostler

Kirchensaller Mostbirne
Oberdsterreicher Weinbirne
Pastronenbirne
Palmischbirne

*) giftig

[D] Dornenstrauch

Kirschbaume

Bllttners Rote Knorpelkirsche
GroRe schwarze Knorpelkirsche
Hedelfinger Riesen

Kassins Friihe Herzkirsche

Zwetschge
Hauszwetschge
Blihler Zwetschge

Sonstige
Walnuss
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